Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 360 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 —A 0213 — 14/57 


Bonn, den 5. Mai 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 3. Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1957 


Aufgrund des § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung über- 
reiche ich die Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben für das 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1957 im Betrage von 10 000 DM und darüber. 


Etzel 


Druck,; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1957 im Betrage 
von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

DM 

. An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitteln sind 
zugewiesen 

DM 



Einzelplan 

05 01 : 



*) 152 000,— 

apL972 

i 



Begründung 


05 — Auswärtiges Amt — 

Kosten der NATO-Außenministerkonferenz in Bonn 

Am 2. und 3. Mai 1957 fand in Bonn eine Konferenz der 
NATO-Außenminister statt, an der neben den Außenmini- 
stern mit ihrer Begleitung auch die Mitglieder des Inter- 
nationalen Sekretariats, über 40 NATO-Botschafter mit Be- 


gleitung und ca. 200 Pressevertreter teilgenommen haben. 
Die Durchführung der Konferenz war Aufgabe der Bundes- 
regierung, die in demselben Umfange als Gastgeber auf- 
treten mußte, wie dies die Regierungen der anderen NATO- 
M'itgliedstaaten getan haben, als eine solche Konferenz in 
ihrem Lande stattfand. 


Die Konferenz hat Kosten in Höhe von insgesamt rd. 
152 000 DM verursacht. Da für diese Zwecke keine Haus- 
haltsmittel zur Verfügung standen, mußten die Ausgaben 
außerplanmäßig geleistet werden. 

Der Haushaltsaussdiuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 234. Sitzung am 27. Juni 1957 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
j erhoben. 

I Einsparung angeboten bei Kap. 05 01 Tit. 962. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 02 
625 


3 760 000 — 



1 235 200, — Studienförderung von Flüchtlingsstudenten 

I Der Deutsche Bundestag hat beschlossen, daß Flüchtlings- 
studenten in den ersten drei Semestern nach Grenzübertritt 
j eine Studienförderung erhalten. Hierfür hat der BMI be- 
I sondere Richtlinien auf gestellt. Infolge der seit Jahren stän- 
dig gestiegenen Zahl der Flüchtlingsstudenten (SBZ, Ost- 
; Berlin, Exilstudenten, Ungarn-Flüchtlinge) ist auch die Zahl 
i der nach den Richtlinien im Rechnungsjahr 1957 förderungs- 
berechtigten Studenten gegenüber dem Rechnungsjahr 1956 
erheblich angestiegen. Die Mehrausgaben dafür sind aus 
politischen Gründen unabweisbar; sie waren auch nicht 
vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von dieser überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 125. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 02 I 14 673 400 — 
660 a I 


06 03 44 180,— 

^ 00 ~~ 


06 06 [ 2 820,— ! 
250 a I 


4 500 000, — Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Fürsorge 

Durch die bisher für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Fürsorge geleisteten Zahlungen sind die für diesen 
, Zweck zur Verfügung stehenden Mittel erschöpft. Weitere 
j Unterstützungen bis zur Höhe von 4 500 000 DM sind not- 
I wendig. 

Die Mehrausgaben sind 

a) unvorhergesehen, weil der Umfang der fürsorgerischen 
Maßnahmen während des laufenden Rechnungsjahres un- 
erwartet angestiegen ist, 

b) unabweisbar, weil die bereits angelaufenen Maßnahmen 
beschleunigt weitergeführt werden müssen. 

Eine Verlagerung der Ausgaben in das folgende Rechnungs- 
jahr ist aus den vorgenannten Gründen ebenfalls nicht mög- 
lich. 

j Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von dieser überplan- 
i mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
j erhoben. 

Eine Einsparungsmöglichkeit innerhalb des Einzelplans 06 
j wird vom BMI geprüft. 


10 000,— 


Geschäftsbedürfnisse 


Mehrbedarf durch Zunahme des Geschäftsbetriebes bei 
gleichzeitiger allgemeiner Preiserhöhung der Ausgaben für 
Schreibmaterialien und für Druck- und Buchbinderarbeiten. 


I Im Interesse zeitnaher Rechtsprechung muß eine Behin- 
derung des technischen Geschäftsbetriebes vermieden wer- 
den, die Bereitstellung der erforderlichen Zusatzmittel ist 
daher unabweisbar. 

I Die Entwicklung der Geschäftslage nach voller Personalbe- 
setzung des Bundesverwaltungsgerichts war bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1957 in ihrer Auswirkung auf den Sach- 
bedarf nicht in allen Einzelheiten vorherzusehen. 


Einsparung angeboten bei Kap. 06 03 Tit. 202 und Tit. 203. 


10 000,— 


Gebühren und Reisekosten 


Bei den Mehrausgaben handelt es sich um Gebühren und 
Reisekosten für die Beauftragten des Bundesdisziplinar- 
anwalts, Zeugen, Beschuldigte und Sachverständige bei der 
Wahrnehmung von Terminen, die entweder durch die Bun- 
desdisziplinarkammern oder durch die Untersuchungsführer 
anberaumt werden. Sie sind durch unabweisbare Termin- 
häufungen entstanden und waren ihrer Höhe nach nicht 
vorherzusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 07 Tit. 250. 
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Haushalts- 
betrag 
(94 v.H.) 

1957 

An über- und 


Kap. 

Tit. 

h außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

zugewiesen 

i 


DM 

DM 

1 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 08 20 000 ~ 
110 (voller Haus- 

haltsansatz) 


06 09 
109 


06 10 ^ 22 000—1 
874 ' (voller Haus- | 

haltsansatz) i 


06 1.0 
apl. 880 


25 000, — Abfindungen und Übergangsgelder 

Die Zahl der ausscheidenden Angestellten und die den Ab- 
findungen und Ubergangsgeldern zugrunde zu legenden 
Dienstbezüge erwiesen sich höher als angenommen. Die 
I Mehrausgaben waren bei Aufstellung des Haushaltsplans 
I 1957 nicht vorherzusehen und sind auf Grund gesetzlicher 
Zahlungsverpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 08 Tit. 104 a. 

10 000, — Unfallfürsorge für Beamte 

Die Erkrankung eines Beamten ist als Dienstunfall im Sinne 
des § 134 Abs. 3 des BBG anerkannt worden. Für Unfall- 
I fürsorgeleistungen wurden bereits 10 000 DM überplan- 
! mäßig bewilligt. 

! Da wider Erwarten mit der Entlassung des Beamten aus 
j dem Krankenhaus in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist, 

I werden an Unfallfürsorgeleistungen bis zum Schluß des 
' Rechnungsjahres weitere 10 000 DM aufzuwenden sein. 

Diese Entwicklung war nicht vorhersehbar. Die Ausgabe ist 
I zur Erfüllung der Fürsorgepflicht unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 09 Tit. 101. 

13 680, — Beschaffung von Nachrichtengerät 

Im Haushaltsplan 1956 waren bei Kap. 06 10 Tit. 874 
20 000 DM zur Beschaffung eines zweiten Senders veran- 
schlagt. Die Beschaffung des vorgesehenen Sendeapparates 
entspricht nicht den Normen der in der Zwischenzeit getrof- 
fenen internationalen Abmachungen. Die Kosten für ein die- 
sen Abmachungen gerecht werdendes Gerät betragen 
35 000 DM. Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des 
Haushalts 1957 nicht vorhergesehen werden. Die Beschaf- 
fung des zweiten Senders ist wegen des weiter angestie- 
genen Interpolverkehrs unabweisbar und dringend. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 10 Tit. 208 und Tit. 312. 

*) 172 000, — Einrichtung einer Fernsprechanlage und erstmalige Beschaf- 
fung von Gegenständen zur Ausgestaltung und Sicherung 
der Diensträume in dem für die Sicherungsgruppe errichte- 
ten Bürohaus in Bad Godesberg 

a) 126 000 DM für die Einrichtung der Fernsprechanlage. Die 
Einrichtung der Fernsprechanlage ist notwendig, da die 

I Unterkunft der Sicherungsgruppe am 1, September 1957 
j bezogen wird und die Anlage bis zu diesem Zeitpunkt 
betriebsfertig vorhanden sein muß. 

b) 46 000 DM für die Beschaffung von Einrichtungen wie 
Leuchten, Vorhänge für Raumschutzanlage usw. Das 
gleiche gilt für die Ausstattung der Diensträume mit Be- 
leuchtungskörpern, Fenstervorhängen für die Einrichtung 
einer Raumschutzanlage, einer Kraftfahrzeugwerkstatt, 

I einer Lichtbildstelle, eines Unterrichtsraumes, eines 

I Speiseraumes und einer Teeküche. 
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Kap. 

Tit. 


Haushalts- 
betrag 
(94 V. H.) 
1957 


DM 


An über- und | 

*) außerplan- ' 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind I 

zugewiesen I 

DM I 


Begründung 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 



06 20 I 
apl. 530 I 



06 25 
apl. 950 


06 26 j 62 000 — 

205 (voller Haus- 
haltsansatz) I 


Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1957 
nicht vorhergesehen werden, weil der Vertrag über die 
Mietung des Neubaues erst am 13. Februar 1957 abgeschlos- 
sen wurde. Sie ist unabweisbar. 

Die Voraussetzungen nach § 33 Abs. 1 RHO in Verbindung 
mit Artikel 112 GG sind somit erfüllt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 239. Sitzung am 
27. August 1957 von der beabsichtigten außerplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken er- 
hoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


*) 150 000, — I Mietvorauszahlung in Form eines Darlehens zur Anmietung 
eines Lagergeländes in Bonn-Duisdorf 

Zur Beschaffung eines Lagerplatzes für Luftschutzgeräte ist 
i die Mietung eines Lagergeländes in Bonn-Dransdorf, Ge- 
! markung Bonn, Flur 44, Parzelle 92/1 mit einer Gesamt- 
I fläche von 28 226 qm und den darauf befindlichen Aufbauten 
einschließlich der Gleisanlagen unabweisbar erforderlich. 

; Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1957 
nicht vorhergesehen werden, weil der Mietvertrag erst am 
22. Juli 1957 abgeschlossen wurde. Die Voraussetzungen 
nach § 33 Abs. 1 RHO in Verbindung mit Artikel 112 GG 
sind somit erfüllt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der außerplanmäßigen Ausgabe in seiner 239. Sitzung am 
27. August 1957 Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 20 Tit. 604. 


•) 315 312,— 


Zur Abdeckung eines Vorschusses 


Im Rechnungsjahr 1956 wurde die Amtskasse des Bundes- 
wirtschaftsministeriums angewiesen, einen Betrag von 
315 312 DM vorschußweise zu zahlen. Der Betrag wurde am 
Schluß des Rechnungsjahres 1956 irrtümlich an die Bundes- 
hauptkasse erstattet und bei Kap. 06 25 Tit. 13 über den 
Haushaltsansatz hinaus vereinnahmt. Eine Rückbuchung 
war nicht mehr möglich. Um den bei der Amtskasse des 
Bundeswirtschaftsministeriums noch offenstehenden Vor- 
schuß abdecken zu können, ist die Leistung der apl. Aus- 
gabe unabweisbar notwendig. Die Mehrausgabe ist durch 
die Mehreinnahme bei Kap. 06 25 Tit. 13 im Rechnungsjahr 
1956 gedeckt. 


11 280,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Bei einer Überprüfung hat sich ergeben, daß der im Haus- 
haltsplan 1957 genehmigte Einbau eines beheizten Lager- 
raums in das Gebäude 19 der ehern. Gallwitz-Kaserne nur 
möglich ist, wenn eine aus feuerpolizeilichen Gründen er- 
forderliche Brandmauer gezogen wird. 
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Kap. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
•) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

zugewiesen 



DM 

DM 



06 29 
apl. 703 


nodi Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

j Die Kosten für die Brandmauer sind 

a) unabweisbar, da die Beschaffungsstelle dringend einen 
beheizbaren Lagerraum für wertvolle und hochempfind- 
liche Geräte benötigt, 

b) unvorhergesehen, da erst eine eingehende Prüfung die 
Notwendigkeit ergeben hat. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 26 Tit. 203, 217 und 
Tit. 299. 

*) 407 000, — I Erwerb der Hausgrundstücke Serrano 159 und Guadiana 3 
in Madrid 

I Die Abteilung Madrid des Deutschen Archäologischen In- 
stituts ist im Gebäude Serrano 159 untergebracht. Das 
I Grundstück ist gemietet. Die Raumverhältnisse lassen einen 
ordnungsmäßigen Dienstbetrieb nicht mehr zu. Durch den 
Erwerb des Grundstücks Serrano 159 und des Nachbargrund- 
stücks Guadiana 3 kann der Raumbedarf der Abteilung 
Madrid gedeckt werden. Zur Zeit besteht eine besonders 
günstige Gelegenheit, beide Grundstücke zu kaufen. Der Be- 
sitz bundeseigener Grundstücke in Madrid ist auch wirt- 
schaftlicher. Die Mehrkosten sind deshalb unabweisbar, das 
günstige Angebot konnte nicht vorhergesehen werden. 

j Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 04 141 000,— 

270 ' 



130 000,— 


Herstellung von Handausgaben der Abgabengesetze nebst 
Ausführungsbestimmungen und der allgemeinen Verwai- 
tungs-, Kassen- und Rechnungsbestimmungen der Bundes- 
finanzverwaltung einschließlich der Deckblätter hierzu 


Durch die im Laufe des Rechnungsjahres 1957 gesetzlich be- 
schlossenen Änderungen von Zoll- und Verbrauchsteuerge- 
: setzen und durch die Einführung des Deutschen Zolltarifs 
I 1958 durch das Zolltarifgesetz vom 27. vluli 1957 ist der 
; Neudruck sehr umfangreicher Handausgaben der Gesetze 
: und Ausführungsbestimmungen für den Gebrauch der Zoll- 
dienststellen und die Herstellung zahlreicher Berichtigungs- 
: blätter zu vorhandenen Handausgaben notwendig gewor- 
' den. Dieser Bedarf war bei der Aufstellung des Entwurfs 
j des Haushaltsplans 1957 nicht vorhersehbar und hat eine 
j Überschreitung der bewilligten Ausgabemittel zur Folge. 

1 Die Haushaltsüberschreitung ist unabweisbar, da die Dienst- 
j stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben mit Handausgaben in 
I der jeweils gültigen Fassung ausgestattet sein müssen. 


I Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I seiner 4. Sitzung am 16. Januar 1958 von der überplanmäßi- 
! gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
i erhoben. 

1 Einsparung angeboten innerhalb des Einzelplans 08. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 V. H.) 

1967 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabeinitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



noch Einzelplan 08 

— Bundesminister der Finanzen — 

08 04 


j 700 000,— 

i Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt Veddel mit 

712 


(Vorgriff) 

2 Dienstwohnungen 


Für das Bauvorhaben, dessen Gesamtbaukosten im Haus- 
' haltsplan 1957 bei Kap. 08 04 Tit. 712 mit 5 500 000 DM ver- 
j anschlagt sind, sind in den Haushaltsplänen der Rechnungs- 
I jahre 1953 bis 1956 als Teilbeträge 3 170 000 DM bewilligt 
I worden. Für 1957 wurden keine Mittel angefordert, weil 
nach dem Stand des Bauvorhabens zur Zeit der Aufstellung 
I des Entwurfs des Haushaltsplans 1957 anzunehmen war, 
j daß die bisher bewilligten Teilbeträge bis zum Schluß des 
j Rechnungsjahres 1957 ausreichen werden. Der Restbetrag 
! von 2 330 000 DM wurde für 1958 Vorbehalten. Entgegen 
; der Erwartung ist der Bau so schnell fortgeschritten, daß 
j zur zügigen Fortsetzung im Rechnungsjahr 1957 noch 
700 000 DM im Vorgriff auf den für das Rechnungsjahr 1958 
anzufordernden Restbetrag von 2 330 000 DM benötigt wer- 
den. Der Vorgriff ist zur Fortsetzung der Baumaßnahme 
unabweisbar. 


08 04^ 
apl. 
829 (1) 


•) 64 500 — 


Wiederaufbau eines landwirtschaftlichen Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäudes an Stelle zweier abgebrannter Gehöfte in 
Ecklak bei Wüster 

Auf der bundeseigenen Liegenschaft in der Gemarkung bei 
Ecklak bei Wüster sind die Wohn- und Wirtschaftsgebäude 
zweier Bauernhöfe abgebrannt. Von den für den unabweis- 
baren Wiederaufbau des geplanten Wohn- und Wirtschafts- 
gebäudes im Rechnungsjahr 1956 außerplanmäßig bei Kap. 
08 04 Tit. 829 (7) bewilligten 91 000 DM sind infolge nicht 
vorherzusehender technischer Schwierigkeiten bis zum Jah- 
resschluß nur 31 314,80 DM verausgabt worden. Da die nicht 
verbrauchten außerplanmäßigen Haushaltsmittel am Schluß 
des Rechnungsjahres 1956 verfallen sind, werden für die 
Fertigstellung des Bauvorhabens einschließlich der bei der 
Durchführung der Arbeiten unvorhergesehen aufgetretenen 
Gründungsschwierigkeiten im Rechnungsjahr 1957 außer- 
planmäßige Haushaltsmittel erforderlich. Die Liegenschaft 
ist verpachtet. Für die Fertigstellung des Bauvorhabens be- 
steht ein unabweisbares Bedürfnis, da ein Hinausschieben 
der restlichen Bauarbeiten in das Rechnungsjahr 1958 un- 
wirtschaftlich ist. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 783 (1). 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


09 01 

570 400,— 

300 000,— 

107 

(voller Haus- 



haltsansatz) 



Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei den Personalausgaben innerhalb 
des Einzelplans 09. 
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Haushalts- 
betraq 
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1957 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

j Begründung 

Tit. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

1001 

726 300,— ! 

29810,- j 

Betrieb des Fischereiforschungssdiiffes 

~4 Ö1 " i 

1 

i 

(voller Haus- 
haltsansatz) 

i 

Die Mehrausgabe ist bedingt durch die synoptische hydro- 
graphische und biologische Aufnahme des nördlichen Atlan- 


tischen Ozeans im Rahmen des Geophysikalischen Jahres. 
An der Erfüllung dieser Aufgabe sind 23 Forschungsschiffe 
verschiedener Nationen beteiligt, u. a. auch das FFS „Anton 
Dohrn". Nach Verabschiedung des Haushalts 1957 stellte 
sich im Verlaufe der internationalen Vorbereitungsarbeiten 
heraus, daß die der Bundesrepublik übertragenen erweiter- 
i ten Aufgaben den Einsatz bestimmter Spezialgeräte (Tief- 
i seelot, elektroakustische Fischfinder, verschiedene pela- 
I gische Netze) erforderlich machen. Die Mehrausgabe war 
nicht vorherzusehen und ist zur Erfüllung der übertragenen 
Aufgaben unabweisbar. Die Bundesrepublik kann sich der 
Teilnahme an den Forschungsarbeiten im Rahmen des Geo- 
physikalischen Jahres nicht entziehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 952. 


1001 I 

711 I 


i 

I 


10 02 
964 


850 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


I 


! 


13 000,— 


250 000,— 


Erweiterung einer Bürobaracke 

Im Rechnungsjahr 1956 war bei diesem Titel ein Betrag von 
107 000 DM veranschlagt. 

Der Mehrbedarf ergab sich nach der endgültigen baufach- 
lichen Prüfung des von der Bundesbaudirektion vorgeleg- 
ten Vorentwurfs durch notwendige Änderungen in der Ge- 
staltung des Bauvorhabens, die erst während der Bauaus- 
führung erkennbar wurden, und zufolge zwischenzeitlich 
eingetretener Lohnerhöhungen im Baugewerbe. 

Die Mehrausgabe ist zur Fertigstellung des Bauvorhabens 
unabweisbar. Sie konnte bei Aufstellung des Flaushaltsplans 
1957 nicht vorhergesehen werden werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 01 Tit. 710. 

Untersuchung der Kosten- und Ertragslage der Zucker- 
fabriken 


I Die nach den Erfahrungen der 1. Zuckerenquete geschätzten 
i Kosten für die 2. Zuckerenquete erhöhen sich durch eine 
I erschwerte und damit länger dauernde Prüfung der bei der 
I 1. Enquete noch nicht erfaßten Zuckerfabriken sowie durch 
die seit der Aufstellung des Kostenplanes eingetretene Er- 
höhung der Honorare und Reisekosten der hierfür einge- 
setzten Sachverständigen. Die Mehrkosten waren im Zeit- 
punkt der Veranschlagung noch nicht vorhersehbar. Da das 
Ergebnis der 2. Entquete für die am 1. Oktober 1958 neu 
festzusetzenden Zuckerpreise benötigt wird, ist die Mehr- 
ausgabe im gegenwärtigen Zeitpunkt unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 958. 


10 02 ; 
apl. 974 I 


’) 1 384 267,04 


Vergütung von Abschöpfungsbeträgen zwecks Berechnung 
der Preise für ernährungswirtschaftliche Ausfuhrgüter auf 
der Grundlage der Weltmarktpreise 

Auf Grund der Beschlüsse der Bundesregierung vom 26. Fe- 
bruar und 15. September 1955 sollten zur Sicherung gleicher 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 V. H.) 

1957 

An über- und 
•) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zu gewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 11 390 200,— 

407 (voller Haus- 

I haltsansatz) 


’ Wettbewerbsbedingungen auf dem Weltmarkt und zur Er- 
haltung der Absatzmärkte für Fleiscbfertigwaren mit Hilfe 
der Abschöpfungsbeträge aus der Einfuhr von 65 000 t Fut- 
I tergetreide die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 

I daß Fleischfertigwaren, die in der Zeit vom 1. Juli 1954 bis 
30. September 1955 ausgeführt wurden, auf der Grundlage 
der Weltmarktpreise kalkuliert werden konnten. Die bei 
der Einfuhr von 65 000 t Futtergetreide erhobenen Abschöp- 
I fungen waren zu diesem Zweck an die Exporteure von 
I Fleischfertigwaren anteilig zu vergüten. Im Rechnungsjahr 
1955 wurde deshalb bei Kap. 10 02 Tit. apl. 972 einer außer- 
planmäßigen Ausgabe in Höhe von 7 263 932,96 DM zuge- 
stimmt. Da nach zwischenzeitlich getroffenen Feststellungen 
diese Abschöpfungsbeträge nicht ausreichten, um für die in 
I der Zeit vom 1. Juli 1954 bis 30. September 1955 exportier- 
I ten 7862 t Fleischfertigwaren eine Kalkulation auf der 
Grundlage der Weltmarktpreise zu ermöglichen, hat die 
Bundesregierung am 16. September 1957 beschlossen, die 
Abschöpfungsbeträge von weiteren 13 620 t eingeführtem 
; Futtergetreide hierfür in Anspruch zu nehmen. Die Fleisch- 
warenexporteure haben diese Nachforderung bereits im 
Jahre 1955 erhoben. Zur Feststellung ihrer Berechtigung 
bedurfte es jedoch umfangreicher Ermittlungen. Diese haben 
: ergeben, daß die geltend gemachten Ansprüche begründet 
sind. Zur Sicherung gleicher Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Weltmarkt und damit zur Erhaltung der Absatzmärkte 
für Fleischfertigwaren war die Durchführung dieser Maß- 
nahme und somit die Amsgabe unabweisbar. Da die Berech- 
tigung der Nachzahlung erst durch den Beschluß der Bundes- 
! regierung vom 16. September 1957 anerkannt wurde, konnte 
I die Ausgabe bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1957 noch nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I seiner 2, Sitzung am 5. Dezember 1957 von der außerplan- 
I mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 

j denken erhoben. 

I 

■ Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 958. 


61 000, — Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsgutes Schaedt- 
I bek 

Der Rindviehstall des Versuchsgutes Schaedtbek ist in der 
Nacht vom 25. zum 26. November 1957 abgebrannt. Nach 
einer ersten Schätzung betrugen die durch ein Notdach und 
j die Wiederbeschaffung der zerstörten Einrichtungsgegen- 
I stände entstandenen Kosten 110 400 DM. Der genaue Betrag 
wird noch ermittelt. Zur Durchführung der sofort notwen- 
digen Maßnahmen wurden 61 000 DM bereitgestellt. Die 
I Durchführung der Notmaßnahmen war unabweisbar. 

I Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 615 e). 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 J7 
aplTyil 


*) 180 000,— 


Neubau eines Laboratoriums einschließlich Errichtung einer 
Transformatorenstation für die Strahlenabteilung der Bun- 
desforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in Karls- 
ruhe 


Der Bundesforschimgsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung 
ist die unverzügliche Ausarbeitung von Richtlinien zum 
Schutz der Bevölkerung gegen radioaktive Verseuchung der 
Lebensmittel und Lebensmittelvorräte übertragen worden. 
Um diese Aufgabe im Rahmen der im Aufbau begriffenen 
Strahlenabteilung der o.' a. Anstalt beschleunigt in Angriff 
nehmen zu können, müssen auf dem Gelände derselben in 
einem Zweckbau die erforderlichen Laboratoriumsräume 
vordringlich erstellt werden. 

Die Veranschlagung dieser Baumittel bereits im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1957 war im Hinblick auf den 
geplanten Bau von Forschungsinstituten der Kernreaktor- 
Bau- und Betriebs-GmbH in Karlsruhe vorsorglich unter- 
blieben. Nachdem sich jedoch diese Bauausführung infolge 
erheblicher örtlicher Schwierigkeiten noch um mehrere Jahre 
verzögern wird und damit die rechtzeitige Bereitstellung 
eines Institutsgebäudes für die Strahlenabteilung der o. a. 
Anstalt in Frage gestellt ist, muß nunmehr zwangsläufig 
mit diesen Mitteln ein entsprechender Zweckbau in kürze- 
ster Frist errichtet werden. Da ferner die o. a. Anstalt die 
Schwierigkeiten bei der Kernreaktor-Bau- und Betriebs- 
GmbH nicht voraussehen konnte, entsprach sie mit der 
Errichtung eines eigenen Laboratoriumsgebäudes einem vor- 
her schon bestandenen, jetzt aber um so dringender gewor- 
denen unabweisbaren Bedürfnis des Bundes, dessen Befrie- 
digung auch keinen Aufschub bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr duldete. 

Die Gesamtbaukosten betragen laut genehmigtem Bauvor- 
entwurf 280 000 DM; hiervon entfallen auf die Errichtung 
einer Transformatorenstation 100 000 DM. Der letztere Betrag 
wird aus bautechnischen Gründen erst im Haushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1958 veranschlagt. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 


Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 606. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 01 

195 700,— 

90 000 — 

107 

(voller Haus- ' 



haltsansatz) 



Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 11 01 und Kap. 11 09 Tit. 108. 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


1 1 13 
619 ^ 


270 207,99 


Erstattung der Rentenauslagen für im Land Rheinland-Pfalz 
wohnende Berechtigte der früheren Lothringer Knappschaft 


Nach § 17 Buchstabe i des Ersten Überleitungsgesetzes in 
der Fassung vom 28. April 1955 (BGBL I S. 193) sind 
die ausgezahlten Rentenanteile für im Lande Rheinland- 
Pfalz wohnende Berechtigte der früheren Lothringer Knapp- 
schaft aus Bundesmitteln zu erstatten. Diese Erstattungen 
entfallen vom 1. Januar 1957 ab auf Grund des Artikels 2 
§ 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Neuregelung der knappschaft- 
I liehen Rentenversicherung vom 21. Mai 1957 (BGBl. I 
I S. 533). Aus diesem Grunde wurden bei Tit. 619 keine 
I Haushaltsmittel mehr veranschlagt, der Titel aber be- 
I lassen, um für den Fall notwendig werdender Zahlungen 
I für Zeiten vor dem 1. Januar 1957 die Ausgaben bei der 
■ alten Verbuchungsstelle buchen zu können. Aus der in- 
zwischen eingegangenen Abrechnung der Arbeitsgemein- 
schaft der Knappschaften der Bundesrepublik Deutschland 
vom 5. Juli 1957 ergibt sich, daß knappschaftliche Versiche- 
rungsträger für in der Zeit vom April 1955 bis Dezember 
j 1956 geleistete Rentenzahlungen dieser Art noch eineU Er- 
stattungsanspruch von 270 207,99 DM haben. Die Zahlungs- 
^ Verpflichtung des Bundes beruht auf gesetzlicher Grund- 
! läge, war in ihrer Höhe nicht vorauszusehen und deshalb 
I unabweisbar. Der Ausgabe steht bisher eine Einnahme von 
236 326,45 DM gegenüber, die gemäß der noch nicht ratifi- 
zierten, aber bereits teilweise angewendeten Zweiten Er- 
I gänzungsvereinbarung zum deutsch-französischen Abkom- 
men über die Soziale Sicherheit vom 10. Juli 1950 (BGBl. 
1951 II S. 177) vom französischen knappschaftlichen 
Versicherungsträger dem deutschen knappschaftlichen Ver- 
sicherungsträger (hier: Ruhrknappschaft) für Leistungen der 
angegebenen Art erstattet worden sind. Dieser Betrag wird 
I bei Kap. 11 13 Tit. 69 vereinnahmt. Die Rückzahlungen aus 
den noch nicht abgewickelten Rentenfällen werden fortlau- 
fend überwacht. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 02 
532 


8 230 800,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) I 


16 562 587,- 


Ausgleich an die Deutsche Bundesbahn zur Deckung von 
Verpflichtungen gegenüber der Deutschen Bundesbank im 
Zusammenhang mit der ihr obliegenden Verzinsung von 
Ausgleichsforderungen 

Nach § 13 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1957 haben die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost, wie in 
den Vorjahren, im Verhältnis 3 : 2 ein Drittel von den im 
Rechnungsjahr 1957 fälligen Zinsen für die Ausgleichsfor- 
derung zu übernehmen, die der Deutschen Bundesbank auf 
Grund von § 10 der Zweiten Durchführungsverordnung 
(Bankenverordnung) zum Dritten Gesetz zur Neuordnung 
des Geldwesens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem Bund 
zusteht. Die auf die Deutsche Bundesbahn entfallenden Be- 
träge sollen jedoch durch Übernahme auf den Bundeshaus- 
halt ausgeglichen werden, da sie selbst nicht in der Lage ist, 
diese zu zahlen. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


Die Ausgleichsforderung beträgt . . 5 502 000 000, — DM 

Sie ist nachträglich gemäß § 11 des 
Umstellungsgesetzes erhöht worden 

um 1 000 000,— DM 

5 503 000 000,— DM 

Auf die Deutsche Bundesbahn ent- 
fällt ^^5 1 100 600 000,— DM 

Die Zinsen betragen 3 v. H. 

Im Rechnungsjahr 1957 wurden bisher 
gezahlt: 

Verspätungszin- 
sen für in den 
Vorjahren abge- 
I deckte Zinsrück- 

j stände 8 230 783,79 DM 

3 V. H. Zinsen von 
! 1 100 400 000,— DM 

' 1. 1. bis 30. 6. 1957 . 16 506 000,— DM 24 736 783,79 DM 

3 V. H. Zinsen von 
1 000 000 DM 

21. 6. 1948 bis 
30. 6. 1949 

30 833,33 DM 

abzüglich 
9,4 v.H. 

■ des An- 
: teils der 
Länder 
der ehe- 
maligen 
franzö- 
I sischen 

I Zone 2 898,33 DM 
; 27 935,— DM 

1. 7. 1949 
i bis 

j 30. 6. 1957 
I 240 00 0,— DM 

267 935,— DM 

davon entfällt V/- 
auf die Deutsche 

j Bundesbahn ... 53 587, — DM 

3 V. H. Zinsen von 
I 1 100 600 000 DM 

i 1. 7. bis 31. 12. 1957 16 509 000,— DM 
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noch Einzelplan 


12 — Bundesminister für Verkehr — 


Somit ist eine weitere überplanmäßige Haushaltsausgabe in 
Höhe von 16 562 587 DM zwangsläufig erforderlich gewesen. 
Eine Mehrbelastung des Bundeshaushalts entsteht nicht, da 
den Zinsleistungen eine Gewinnausschüttung der Deutschen 
Bundesbank in gleicher Höhe gegenübersteht. 


*) 10 000, — Spende der Bundesregierung für Hinterbliebene der ums 

Leben gekommenen Besatzungsmitglieder des Segelschul- 
I Schiffes „Pamir" 

Am 21. September 1957 ist das deutsche Segelschulschiff 
; „Pamir" im Atlantik in einem schweren Hurrican gesunken. 
Hierbei kamen 80 Besatzungsmitglieder ums Leben. Für die 
Hinterbliebenen ist der Stiftung „Pamir" und „Passat" in 
Lübeck eine Spende der Bundesregierung in Höhe von 
! 10 000 DM zur Verfügung gestellt worden. 

I Einsparung angeboten bei Kap. 12 02 Tit. 604. 


*) 600 000,-- 


I 


; Darlehen und Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, 
• für die Unterhaltung und den Betrieb der Verkehrsflieger- 
I schule in Bremen 

i Zur Ausbildung von Verkehrsfliegern soll eine Verkehrs- 
fliegerschule errichtet werden. Als Zuschuß an diese Ver- 
kehrsfliegerschule sind im Haushalt 1957 bei Kap. 12 02 
Tit. 632 3 500 000 DM veranschlagt. Hiervon sind nach § 8 
j Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 bewilligt 3 290 000 DM. 

i Die Verhandlungen mit den Ländern über eine gemeinsame 
Trägerschaft für die Verkehrsfliegerschule mit dem Ziel, die 
‘ Länder an den aufzuwendenden einmaligen und laufenden 
Kosten zu beteiligen, sind noch nicht abgeschlossen. Um 
, keine Verzögerung in der Ausbildung von Verkehrsfliegern 
I eintreten zu lassen, hat die Deutsche Lufthansa AG die Ver- 
j kehrsfliegerschule in Bremen im Mai 1956 eröffnet und seit- 
' dem zunächst selbst betrieben. 

1 Die Deutsche Lufthansa AG hat über die laufenden Betriebs- 
‘ kosten (Betriebszuschußbedarf) folgende 
gelegt: 

Betriebszuschuß für das Geschäftsjahr 
1956, der zum Bilanzstichtag (31. 12. 1956) 

' als Forderung gegen den Bund anerkannt 
i worden ist 

I Betriebszuschußbedarf It. Zwischenab- 
schluß für die Zeit vom 1. 1. bis 31. 3. 1957 

Betriebszuschußbedarf gemäß vorläufiger 
Feststellung 

für die Zeit vom 1. 4. bis 30. 6. 1957 . . 

I für die Zeit vom 1. 7. bis 30. 9. 1957 . . 

I mithin insgesamt bis 30. 9. 1957 .... 2 382 090,23 DM 

I 


Übersicht vor- 

784 317,40 DM 
347 772,83 DM 

600 000,— DM 
650 000,— DM 
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12 03 48 410 000 — 

3Ö0 

12 03 44 180 000 — 

301 


i Übertrag 2 382 090,23 DM 

Hierauf wurden vom Bund bisher gezahlt: 

März 1957 (Kap. 1202/1956 

Tit. apL 633) 550000,— DM 

Juli 1957 (Kap. 1202/1957 

Tit. apl. 633) 1 000000,— DM 1 550 000,— DM 

Ungedeckter Betriebszuschußbedarf bis 

zum 30, September 1957 ....... 832 090,23 DM 

Auf diesen Betrag hat die Deutsche Lufthansa AG eine wei- 
tere Abschlagszahlung von 600 000 DM erbeten. In Höhe 
dieser Summe ist somit eine weitere außerplanmäßige Haus- 
haltsausgabe unabweisbar erforderlich. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 02 Tit. 632. 

2 828 000, — Unterhaltung und Betrieb der Binnenwasserstraßen 

2 620 000,— Unterhaltung und Betrieb der Seewasserstraßen 
Zu Tit. 300 und 301 

Bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel 1957 für die 
Unterhaltung und den Betrieb der Binnen- und Seewasser- 
straßen konnten die Mehrbelastungen durch die erhebliche 
Verkehrszunahme und die tariflichen Lohnerhöhungen nicht 
vorausgesehen werden. Es war daher trotz sparsamster Mit- 
telbewirtschaftung nicht möglich, die Ausgaben bei diesen 
beiden Ausgabetitein auf den in § 8 des Haushaltsgesetzes 
1957 festgesetzten Rahmen zu begrenzen. Die Inanspruch- 
nahme überplanmäßiger Haushaltsmittel war unabweisbar, 
weil ein Ausgleich für diese Mehraufwendungen innerhalb 
des Einzelplans 12 nicht gefunden werden konnte. 

Die überplanmäßigen Haushaltsausgaben sind durch Mehr- 
einnahmen bei Kap. 12 03, die in ursächlichem Zusammen- 
hang mit den Mehrausgaben stehen, voll gedeckt. 


12 03 
303 


80 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


190 000,- 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

Außerordentlicher Mehrbedarf für 3 Schiffsunfälle aus den 
Jahren 1948, 1952 und 1953 auf Grund von Urteilen des 
Landgerichts in Mannheim, des Oberlandesgerichts Köln und 
des Bundesgerichtshofs. Die drei Rechtsstreite konnten erst 
im Rechnungsjahr 1957 beendet werden. Die Mehrausgaben 
waren zwangsläufig und unvorhersehbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 03 Tit. 735. 


12 03 265 000,— 

^20 (voller Haus- 

haltsansatz) 


65 000,— 


Erstattung von Befahrungsabgaben an Dritte 

Für den durchgehenden Verkehr zwischen dem Rhein und 
der Schleuse I des Rhein-Herne-Kanals sind für die Benut- 
zung der Duisburg-Ruhrorter Häfen die für diese Strecke 
(4 km) anfallenden Schiffahrtsabgaben zu erstatten. Die dafür 
veranschlagten Haushaltsmittel reichten infolge unvorher- 
sehbarer Zunahme des Schiffsverkehrs nicht aus, so daß 
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12 14 50 000 — 

954 (voller Haus- 

haltsansatz) 


zwangsläufig überplanmäßige Haushaltsmittel in Anspruch 
genommen werden mußten. 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe ist durch entspre- 
chende Mehreinnahmen an Befahrungsabgaben bei Kap. 
12 03 Tit. 3 voll gedeckt. 

14 000, — Verlegung von Dienststellen des Deutschen Wetterdienstes 
nach Offenbach (Main) 

Mehr infolge Erhöhung der Löhne der Möbelpacker und 
des tarifmäßigen Metergeldes im Möbeltransportgewerbe. 
Die Verlegungskosten wurden nach dem Stande vom 1. Juli 
1956 überschläglich ermittelt. Die Erhöhung der Transport- 
kosten konnte bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vor- 
hergesehen werden. Ferner ergaben sich gegenüber der über- 
schläglichen Veranschlagung bei der Durchführung des Um- 
zuges in geringem Maße zusätzliche Transportkosten, die 
bei dem Umfang des Umzugsgutes nicht genau veranschlagt 
werden konnten. Die Mehrausgaben sind unvermeidlich und 
unaufschiebbar, da durch die rechtzeitige Durchführung des 
Umzuges Mieten für die bisherigen Unterkünfte eingespart 
werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 14 Tit. 306. 


Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung — 

14 01 11 000, — 20 000, — Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 

201 a stattungsgegenstände in den Dienst räumen — Unterhal- 

tung — 

Die durch den fortschreitenden Aufbau der Bundeswehr be- 
dingte Ausweitung des Ministeriums hat es mit sich ge- 
bracht, daß die bei Kap. 14 01 Tit. 201 a) für die Unterhal- 
tung der Geräte und Ausstattungsgegenstände in den Dienst- 
räumen veranschlagten Haushaltsmittel vor Beendigung 
des Rechnungsjahres 1957 verbraucht sind. Zur reibungs- 
losen Fortführung des Verwaltungsbetriebes ist die Lei- 
stung weiterer Ausgaben unabweisbar. Der Mehrbedarf war 
unvorhergesehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 216. 

14 02 130 000, — 610 000, — • Abgeltung von Sdiadensersatzansprüchen Dritter, soweit es 

230 nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 

Bei Aufstellung des Haushalts 1957 lagen Erfahrungen für 
die Schätzung des Ansatzes nicht vor. Nach den bisherigen 
Ausgaben der vorliegenden und noch zu erwartenden Scha- 
densersatzforderungen ist im Rechnungsjahr 1957 mit einem 
Bedarf von mindestens 740 000 DM zu rechnen. Die Ausgabe 
ist unabweisbar; sie kann auch nicht bis zum folgenden 
Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 02 Tit. 300. 

0 Die Verteidigungsausgaben sind von der 6-v. H. -Kürzung gemäß § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 
ausgenommen. 
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14 03 
306 


\4 12 
712/3 


14 12 
715/4 


14 12 
71771 



227 100,— 

10 000 000,— 
Ausgaberest 
1956 
8 430 303,41 

9 000 000,— 

~1 8 4^303^1 


6 000 000,— 
Ausgaberest 
1956 
137 772,78 

5 000 000,— 

6 137 772,78 

1 


3 350 000,— 
Ausgaberest 
1956 
5 811 192,60 

210 000,— 

~~9" 161 192,60 



Fahrpreisermäßigung für Wehrpflichtige 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1957 konnte noch nicht übersehen werden, ob bzw. in 
welcher Höhe Haushaltsmittel bei Kap. 14 03 Tit. 306 be- 
nötigt werden. Der Haushaltsansatz wurde daher als Leer- 
titel ausgebracht. Die entstandene Ausgabe ist unabweisbar 
im Sinne des § 33 Abs. 1 RHO. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 302. 


Neubau von zwei Bataillonskasernen in Schwanewede 

Zur Begleichung der bis zum 31. März 1958 fällig werdenden 
Unternehmerrechnungen werden über die im Rechnungsjahr 
1957 zur Verfügung stehenden Mittel hinaus weitere 
9 000 000 DM benötigt, wenn die bis zum 1. März 1958 vor- 
gesehene Fertigstellung der Kasernenanlagen nicht gefähr- 
det werden soll. Es liegt demnach ein unabweisbares und 
unvorhergesehenes Bedürfnis vor, 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 711/1 und 713/19. 


Neubau einer Bataillonskaserne in Immendingen 

Die Bauarbeiten an der Bataillonskaserne in Immendingen 
sind so schnell fortgeschritten, daß über die im Rechnungs- 
jahr 1957 zur Verfügung stehenden Mittel hinaus die sofor- 
tige Bereitstellung weiterer 5 000 000 DM über den Haus- 
haltsansatz 1957 hinausgehender Mittel erforderlich ist. Der 
Baufortschritt und die damit verbundenen Ausgaben waren 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorher- 
sehbar. Da die Kaserne zur Beseitigung der Unterbrin- 
gungsschwierigkeiten dringend benötigt wird, ist die 
Leistung der entstehenden Ausgaben unabweisbar. Die 
Bauarbeiten können auch nicht aufgeschoben werden, da 
eine Unterbrechung erhebliche Mehrkosten verursachen 
würde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 716/24. 


Neubau des Lagers für übende Truppen in Altenwalde 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für das Truppenlager in 
Altenwalde sind im Haushalt 1957 mit 11 350 000 DM ver- 
anschlagt. Nach einem jetzt vorliegenden Kostenvoranschlag 
betragen die Kosten 11 560 000 DM. Die Mehrausgabe von 
210 000 DM war nicht vorhersehbar, da sie durch allgemeine 
Erhöhung der Löhne und Preise bewirkt wurde. 

Das Lager soll bis zum 31. März 1958 mit Truppen belegt 
werden; die noch durchzuführenden Arbeiten sind daher 
unaufschiebbar und die Mehrausgaben somit unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 717/9. 
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14 12 
apl. 

722/1 ^ 


14 12 : 900 000 — 

741/7 ' Ausgaberest 

1956 
140 404,84 
" 1 040 404,84 ' 


14 12 
741/ 
(508) 


Ausgaberest 
1956 ! 
650 995,69 : 



i 

I 


*) 79 000, — j Bau eines Wasserübiingsplatzes in Hann. Münden 

Der Ausbau des Wasserübungsplatzes in Hann. Münden ist 
für die militärische Ausbildung des dort stationierten Pz.Pi.- 
Bataillons unaufschiebbar, da eine andere Übungsmöglich- 
keit für das Bataillon nicht besteht. Die Ausgaben sind 
daher unabweisbar. 

Die Baumaßnahme und die damit verbundenen Ausgaben 
waren bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht 
vorhersehbar, da zu diesem Zeitpunkt der Standort des 
Bataillons noch nicht endgültig feststand. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


187 000,— 


Instandsetzung der Marineschule in Flensburg-Mürwik 

Die Freimachung der noch zivil genutzten, zur Unterbrin- 
gung aber dringend benötigten Teile der Marineschule in 
Flensburg-Mürwik ist z. Z. nicht möglich. Es müssen daher 
kurzfristig weitere Unterkunfts-, Schul- und Unterrichts- 
räume und sonst dringend notwendige Anlagen durch 
Instandsetzungsmaßnahmen an der Marine-Sportschule 
Flensburg-Mürwik bereitgestellt werden. Die Kosten hier- 
für waren bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1957 nicht vorhersehbar. Da die Aufrecht- 
erhaltung des Schiilbetriebs von der rechtzeitigen Bereit- 
stellung dieser Anlagen abhängig ist, ist die Durchführung 
dieser Baumaßnahme unaufschiebbar. Die Mehrausgabe ist 
somit unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 788. 


353 000, — I Instandsetzung des ehemaligen Seefliegerhorstes List/Sylt 

Im Bereich des ehemaligen Seefliegerhorstes List/Sylt mußten 
— bedingt durch die Unterbringungsschwierigkeiten der 
Bundeswehr — sclion jetzt Gebäude belegt werden, deren 
Inanspruchnahme im Rechnungsjahr 1957 nicht beabsichtigt 
und daher auch nicht vorhersehbar war. 

In diesem, sonst im Winter nicht belegten Teil der Unter- 
kunft müssen die sanitären Anlagen erneuert und die Heiz- 
anlage instand gesetzt werden. Diese Arbeiten müssen noch 
vor Einbruch des Winters durchgeführt werden; sie sind 
daher unaufschiebbar. Die Mehrausgaben sind somit unab- 
weisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


14 12 
742/11 


1 000 000,— 
Ausgaberest 
1956 

1 520 181,84 

2 520 181^4 


I 


2 925 000,— 


Instandsetzung der Walter-Flex-Kaserne in Lingen 

Durch die Freigabe von weiteren Unterkünften, die bisher 
von Flüchtlingen und Ausländern bewohnt waren, sind wei- 
tere Instandsetzungsmaßnahmen sowie der Bau einer Heiz- 
zentrale erforderlich; diese Maßnahmen waren nicht vorher- 
sehbar. Die Unterkünfte müssen auch wegen der Unterbrin- 
gungsschwierigkeiten der Bundeswehr bereits im Frühjahr 
1958 beziehbar sein; die Ausgaben sind daher unabweisbar. 
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14 12 1 000 000 — 

742/12 Ausgaberest 
1956 

3 164 256^2 

4 164 256^91 


14 12 I Ausgaberest 
742/ 1956 

(501) 700 000, — 


14 12 

Ausgaberest 

742/ ~ 

1956 

(522) 

1 244 329,40 


14 12 I Ausgaberest 

7427 I 1956 

(525) 216 394,22 


Eine Unterbrechung der Instandsetzungsarbeiten würde 
außerdem erhebliche Mehrkosten verursachen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 742. 

1 060 000, — Instandsetzung der ehemaligen Muna Süd in Munsterlager 

Bei Aufstellung des Haushalts 1957 war nicht vorhersehbar, 
in welchem Umfang die im Bereich des Truppenlagers Mun- 
ster-Süd vorhandene Gleisanlage erweitert werden sollte. 
Die räumliche Anordnung der Eisenbahnanlage war noch 
nicht auf den Gesamtlageplan für den technischen Bereich 
abgestimmt: die militärische Infrastrukturforderung lag noch 
nicht vor. Es erschien daher verfrüht, einen roh geschätzten 
Betrag in den Haushalt 1957 aufzunehmen. Die Mehraus- 
gaben sind daher unvorhersehbar und unabweisbar. 
Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 

Instandsetzung der Luftnachrichtenkaserne in Braunschweig 

Im Verlauf der im Rechnungsjahr 1957 fortgeführten 
Instandsetzungsarbeiten an der Luftnachrichtenkaserne in 
Braunschweig haben sich weitere Instandsetzungsarbeiten 
als dringend notwendig erwiesen, die nicht vorhersehbar 
waren. 

Es handelt sich hierbei um Erneuerung des Außenputzes und 
des Innenanstrichs; diese Instandsetzungsarbeiten sind 
unaufschiebbar, da die Kaserne bis spätestens zum 1. April 
1958 bezogen werden soll. Die Mehrausgaben sind daher 
unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 742/24. 

Instandsetzung der ehemaligen Flak-Kaserne II in Wolfen- 
büttel 

Im Verlauf der Instandsetzungsarbeiten an der ehemaligen 
Flak-Kaserne II in Wolfenbüttel haben sich weitere Ergän- 
zungsbauten für ein Wirtschaftsgebäude und ein Lehrsaal- 
gebäude als dringend notwendig erwiesen, die nicht vorher- 
sehbar waren. Diese Arbeiten sind nicht aufschiebbar, da 
eine Unterbrechung der Baumaßnahmen erhebliche Mehr- 
kosten verursachen würde. Die Mehrausgaben sind somit 
unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 742/24. 

345 000, — Instandsetzung der Prinz-Albrecht-Kaserne in Hannover 

Im Verlauf der im Rechnungsjahr 1957 fortgeführten Instand- 
setzungsarbeiten an der Prinz-Albrecht-Kaserne in Hanno- 
ver haben sich weitere Instandsetzungsarbeiten als dringend 
notwendig erwiesen, die nicht vorhersehbar waren. 

Da es sich hierbei um Arbeiten an der Kanalisation, an den 
Versorgungsleitungen und an der Heizung einer bereits be- 
legten Kaserne handelt, sind diese Arbeiten unaufschiebbar, 
da sie noch vor dem Winter durchgeführt werden müssen. 
Die Mehrausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 742/14. 


500 000,— 


937 700,— 
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14 12 
743/3 


12 000 — 
Ausgaberest 
1956 
128 684,05 
140 684^05 


25 000, — Instandsetzung der ehemaligen von-Einem-Kaserne in 
Münster 

Im Zuge des Einbaus einer Fernsprechanlage im Gebäude 
des ehemaligen Generalkommandos in Münster soll ein 
Telefonkabel zur ehemaligen von-Einem-Kaserne verlegt 
werden. Durch allgemeine Erhöhung der Kosten, die sich 
erst im Verlauf der Instandsetzungsarbeiten herausstellten 
und nicht vorhersehbar waren, werden für diesen Zweck 
weitere 25 000 DM benötigt. 

Die Verlegung ist unaufschiebbar, da der Korpsstab eine 
unmittelbare Leitung zu den in der ehemaligen von-Einem- 
Kaserne untergebrachten Dienststellen benötigt. Die Mehr- 
ausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/4. 


14 12 
743/ 
(503) 


Ausgaberest 
1956 
2 247 000,— I 


1 210 000 ,— 


Instandsetzung des Lagers Eschweiler 


Die Belegung des Lagers Eschweiler mit einem Quartier- 
meister-Bataillon macht weitere Instandsetzungsarbeiten 
j erforderlich, die nicht vorhersehbar waren, wegen der 
I Unterbringungsschwierigkeiten der Bundeswehr unabweis- 
i bar sind und kurzfristig durchgeführt werden müssen. Eine 
Unterbrechung der bereits begonnenen Bauarbeiten würde 
außerdem erhebliche Mehrkosten verursachen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 743 und Tit. 789. 


U 12 
1 ^ 43 /^ 
(506) 


Ausgaberest 
1956 
1 840 000,— 


4 500 000,— 


Instandsetzung des Lagers Köln-Longerich 


Die Belegung des Lagers Köln-Longerich mit 950 Soldaten 
macht die Instandsetzung weiterer Gebäude, die im 
ursprünglichen Instandsetzungsplan nicht enthalten und da- 
her nicht vorhersehbar waren, dringend erforderlich. Wegen 
der bestehenden Unterbringungsschwierigkeiten der Bundes- 
wehr sind die Arbeiten dringend und unabweisbar. Eine 
Unterbrechung der bereits begonnenen Bauarbeiten würde 
außerdem erhebliche Mehrkosten verursachen. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 743/15 und 
Tit. 789. 


14 12 
743/ 
(509) 


Ausgaberest 
1956 
569 313,57 


132 000,— 


Instandsetzung des ehemaligen Generalkommando-Gebäudes 
in Münster 


Im Verlauf der Instandsetzungsarbeiten an dem Gebäude 
des ehemaligen Generalkommandos in Münster hat sich der 
Einbau einer größeren Fernsprechzentrale als unbedingt not- 
wendig erwiesen, da in dem Gebäude ein Korpsstab unter- 
gebracht werden soll. Die Maßnahme war nicht vorherseh- 
bar und ist unaufschiebbar, da Teile des Korpsstabs bereits 
in dem Gebäude untergebracht sind. Die Mehrausgaben sind 
daher unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/4. 
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1957 


DM 

14 12 

] 

Ausgaberest 

743/ 

1956 

(511) 

895 285,50 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


noch Einzelplan 14 


515 000 — 


Begründung 


Bundesminister für Verteidigung — 

Instandsetzung des Lagers Rheinbach 

Erst nach der Übernahme des Lagers Rheinbach stellte sich 
im Zuge der Umbauarbeiten heraus, daß die Dachflächen 
(Eternit) weit mehr Fehler aufweisen, als vorher erkennbar 
war, so daß eine zusätzliche Reparatur der gesamten Dach- 
flächen, Abfallrohre usw. aller Gebäude unvermeidbar ist. 


Außerdem müssen zur Unterbringung einer zweiten Wach- 
kompanie weitere Gebäude instand gesetzt und kleinere 
Um- und Ergänzungsbauten ausgeführt werden. Diese Arbei- 
ten sind nicht aufschiebbar und waren nicht vorherzusehen. 


Die Mehrausgaben sind daher unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 743/15. 


1^12 

7T4/ 

(509J 


Ausgaberest 
1956 
1 214 262,39 


487 000,— 


Instandsetzung der Klotzberg-Kaserne Idar-Oberstein 

Bei der Durchführung der Instandsetzungsarbeiten an der 
Klotzberg-Kaserne in Idar-Oberstcin wurde festgestellt, daß 
weitere Instandsetzungs- bzw. Erweiterungsarbeiten durch- 
geführt werden müssen. Diese Instandsetzungsarbeiten 
waren bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht 
vorauszusehen. 


Die vorhandenen Anlagen reichen bei der Uberbelegung der 
Klotzberg-Kaserne nicht mehr aus. Die sofortige Inangriff- 
nahme der Arbeiten ist daher unabweisbar notwendig. Sie 
ist ferner erforderlich, um erhöhte Ausgaben, die durch eine 
Verzögerung der Instandsetzung entstehen würden, zu ver- 
meiden und eine baldmögliche, ordnungsgemäße Benutzung 
der Klotzberg-Kaserne zu gewährleisten. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 744/4. 


14 12 ' Ausgaberest 
744/ ' 1956 

(515) 1 256 816,52 


317 000,— 


Instandsetzung der ehemaligen Konservenfabrik Braun AG 
in Pfeddersheim 


Bei der Durchführung der Instandsetzungsarbeiten an der 
ehemaligen Konservenfabrik Braun AG in Pfeddersheim 
stellte sich heraus, daß weitere Instandsetzungs- und Umbau- 
arbeiten erforderlich waren. Hierfür wurde ein den Aus- 
gaberest 1956 übersteigender Mehrbedarf von 470 000 DM 
ermittelt. Dieser war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1957 nicht vorauszusehen. Durch Einsparung ermäßigt sich 
der Betrag auf 317 000 DM. Die Anlage ist bereits belegt; 
in den instand zu haltenden Hallen sind Fahrzeuge und wert- 
volles Material untergebracht. Um erhebliche Einbußen 
durch die unzureichende Einlagerung zu vermeiden, ist die 
überplanmäßige Ausgabe von 317 000 DM unabweisbar not- 
wendig, zumal eine Unterbrechung der Instandsetzungs- 
arbeiten erhebliche Mehrkosten verursachen würde, 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 744 4 und 
Tit. 744/26. 
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14 12 I 

7447 I 
(517) i 


Ausgaberest 
1956 
284 160,86 


14 12 
746/2 


500 000,— 
Ausgaberest 
1956 
1 042 910,72 


14 12 
7467 
(529) 


Ausgaberest 
1956 
1 566 468,57 


I 

i 


14 12 
apl. 753 


26 000, — Instandsetzung der Kreuzberg-Kaserne in Zweibrücken 

Die Durchführung zusätzlicher Instandsetzungsarbeiten hat 
sich während der Bauarbeiten als notwendig erwiesen. Sie 
waren nicht vorhersehbar. Sie sind unabweisbar, da die 
Kaserne zur Beseitigung der Unterbringungsschwierigkeiten 
dringend benötigt wird. Außerdem würde eine Unter- 
brechung der Bauarbeiten zu erheblichen Mehrkosten führen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 

152 000, — Instandsetzung der ehemaligen Panzerjäger-Kaserne in 
Murnau 

Nach den vom BMF genehmigten Bauentwürfen gemäß § 14 
RHO werden die in den Haushaltsjahren 1955 bis 1957 ver- 
anschlagten Kosten für die Instandsetzung der ehemaligen 
Panzerjäger-Kaserne in Murnau um 152 000 DM überschrit- 
ten. Diese Überschreitung war bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1957 nicht vorauszusehen und wurde erst durch 
die endgültigen nach § 14 RHO erstellten Unterlagen fest- 
gestellt. 

Die sofortige Weiterführung der Bauarbeiten an der ehe- 
maligen Panzer jäger-Kaserne in Murnau ist unabweisbar not- 
wendig, da die Tankanlage und die Straßenbeleuchtung (ein- 
schließlich Verkabelung) dringend benötigt werden, und eine 
Unterbrechung der Arbeiten erhöhte Aufwendungen ver- 
ursachen würde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 746/14. 


1 50 000, — Instandsetzung und Erweiterung des Flugplatzes Lands- 
berg (Lech) 

Auf dem Flugplatz Landsberg (Lech) sind weitere Instand- 
setzungsarbeiten durchzuführen, deren Notwendigkeit sich 
erst während der Bauarbeiten im Rechnungsjahr 1957 er- 
geben hat. Die Baumaßnahme war daher unvorhersehbar. 
Sie ist unabweisbar, da die Gebäude für die Unterbringung 
der Bundeswehr dringend benötigt werden. Eine Unter- 
brechung der Bauarbeiten würde außerdem erhebliche Mehr- 
kosten verursachen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 

*) 1 870 000, — Bau eines Marine-Arsenals in Kiel 

Der Bau des Marine-Arsenals in Kiel ist unaufschiebbar und 
unabweisbar, da von dem schnellen Aufbau dieser Dienst- 
stelle die Einsatzbereitschaft der schwimmenden Einheiten, 
insbesondere der Ausstattung mit Nachrichtenmitteln und 
Ersatzteilen und deren Instandsetzung, abhängt. 

Die mit dem Aufbau des Marine-Arsenals zusammenhän- 
genden Ausgaben waren bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1957 nicht vorhersehbar, da die endgültige Entschei- 
dung über den Aufbau erst kürzlich gefallen ist. Die Aus- 
gabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 
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14 12 

apl. 

796/1 


*) 364 000,— 

14 12 
apl. 
796/2 

— 

*) 245 000,— 

14 12 

apl. 

796/3 

— 

*) 1 003 000,— 

14 12 

apl. 

796/4 

— 

*) 499 000,— 

14 12 
apl. 
796/5 

— 

*) 736 000,— 

14 12 
apl. 
796/6 

— 

*) 243 000,— 

14 12 
apl. 
796/7 

— 

*) 296 000,— 


Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau von 2000 qm Hallen in Baden-Oos — 

Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 sind für 
Ersatzbaumaßnahmen für die Stationierungstruppen keine 
Mittel veranschlagt, da bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1957 dieser Bedarf noch nicht vorhersehbar war. 

Ein Aufschieben der Baumaßnahmen bis zur Veranschla- 
gung dieser Mittel im Haushaltsplan 1958 ist nicht möglich, 
da die von den Stationierungstruppen frei zu machenden An- 
lagen dringend für die Unterbringung der Bundeswehr be- 
nötigt werden und für die bereits freien Objekte die 
Stationierungstruppen auf Erfüllung der von der Bundes- 
republik im Aide-memoire vom 13. September 1956 einge- 
gangenen Verpflichtungen drängen. Die entstehenden Aus- 
gaben sind daher unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 


Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 

— Herrichtung einer Wartungsstation in Friedrichshafen — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 790. 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungs truppen 

— Erstellung von 2 Hallen in Freiburg i. Breisgau — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 790. 


Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 

— Erstellung von 3 Metallhallen in Freudenstadt — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 790. 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 

— Erstellung von 5 Kfz.-Hallen in Müllheim (Südbaden) — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 790. 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 

— Neubau einer Halle in Friedrichshafen — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 790. 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— “ Bau von 2100 qm Hallen in Offenburg — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 
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14 12 

apl. 

796/8 


621 000 — 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau von 4500 qm Hallen in Rastatt — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

14 12 
apl. 
796/9 


*) 134 000 — 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bauliche Einrichtung einer neuropsychiatrischen Abtei- 
lung im französischen Militärkrankenhaus Freihurg — 

! Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

14 12 
apl. 
796/10 


*) 249 000 — 

Ersatzhaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau einer 1400-qm-Halle in Horb — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

14 12 
apl. 
796/11 


•) 2 637 000,— 

Ersatzhaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau von 64 Wohnungseinheiten in Kehl — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/14. 

14 12 

apl. 

976/12 


i 143 000 — 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau von Hallen (1000 qm) in Freihurg i. Breisgau — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/9. 

14 12 
apl. 
796/13 


*) 226 000 — 

Ersatzhaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Errichtung einer 1500-qm-Halle in Müllheim, Baden- 
Württemberg — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/12. 

14 12 
apl. 
796/14 


*) 571 000 — 

Ersatzhaumaßnahmen für französische Slationierungstruppen 
— Errichtung von 3000 qm überdachten Hallen in Bühl — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/12. 

14 12 

apl. 

796/15 


268 000 — 

Ersatzhaumaßnahmen für französische Stationierungstruppen 
— Bau von 2000 qm überdachten Hallen in Breisach, Baden- 
Württemberg — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/12. 

14 12 
apl. 
796/16 


*) 262 000 — 

Ersatzbaumaßnahmen für französische Stationierunastruppen 
— Herrichtung von betonierten Straßen und Plätzen in 
Konstanz, Bonaparte-Kaseme — 

Siehe Begründung zu Tit. 796/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/12. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung — 


14 12 
apl. 
797/1 


14 12 
apl. 
797/2 


14 12 
apl. 
797/3 


14 12 
apl. 
797/4 


14 12 
apl. 
797/5 


14 12 
apl. 
797/6 


14 12 
apl. 
797/7 


*) 1 56 500, — I Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 
— Erweiterung eines Schulgebäudes in Geilenkirchen — 

Ein Aufschieben der Ersatzbaumaßnahmen für die britischen 
Stationierungstruppen bis zur Veranschlagung im Haushalts- 
I plan 1958 ist nicht möglich, da die von den Stationierungs- 
truppen frei zu machenden Anlagen dringend für die Unter- 
bringung der Bundeswehr benötigt werden. 

Die entstehenden Ausgaben sind daher unabweisbar. Für 
die Baumaßnahme besteht ein unvorhergesehenes Bedürfnis. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

*) 62 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Errichtung einer Baracke im Hauptquartier der RAF in 
M.-Gladbach — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

*) 730 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 
— Instandsetzung der Lauter-Kaserne in Bielefeld — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

*) 68 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 
— Erweiterungsbau des Krankenreviers in Jever — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

*) 96 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Heben von 2 Torträgern einer Flugzeughalle auf dem 
Flugplatz Wildenrath — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

*) 800 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

a) Errichtung einer T2-Halle mit Anbauten 

b) Erweiterung einer Schule auf dem Flugplatz Wildenrath 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

*) 216 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Installation und Isolierung einer Halle auf dem Flugplatz 
Laarbruch — 

Siehe Begründung zu Tit, 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit, 790. 
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Tit. 

An über- und 

Haushalts- außerplan- j 

'i mäßigen Aus- 

^ 1^7 * gabcmitteln sind | 

zugewiesen , 

DM DM 1 


noch Einzelplan 14 — 

14 12 

— , ■) 710 500,— 1 

apl. 

i 

1 

797/8 

1 

14 12 

— *) 400 000,— 

apl. 


797/9 


14 12 

*) 430 000 — 

apl. 


797/10 


14 12 

— •) 370 000,— 

apl. 


797/11 


14 12 

— •) 460 000,— 

apl. 


797/12 


14 12 

1 

— j ’) 30 000,— 

apl. 

1 

797/13 


14 12 

*) 225 000,— 

apl. 


797/14 


14 12 

— ‘) 834 000,— 

apl. 


797/15 


14 12 

— *) 174 000,— 


apl. 

797/16 


Begründung 


Bundesminister für Verteidigung • — 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Bau von 14 Wohnungen in Jagel bei Schleswig — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/9. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Instandsetzung des Camp in Ostkilver — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Instandsetzung der Bleidom-Kaserne in Lemgo — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Instandsetzung der Flak-Kaserne in Giesenbeck bei 
Münster • — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Instandsetzung der Buller-Kaserne in Münster-Lodden- 
heide — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Instandsetzung der Waterloo-Kaserne in Münster-Lodden- 
heide — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/17. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Baumaßnahmen an der Mudra-Kaserne in Nienburg — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/10. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Um- und Ergänzungsbauten an der Caprivi-Kaserne in 
Osnabrück — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/10. 

Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Umbauarbeiten am Fliegerhorst West in Hildesheim — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/10. 
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14 12 
apl. 
797/17 


14 12 
apl. 
797/18 


14 12 
apl. 
797/19 


14 12 
apl. 
797/20 


14 12 
apl. 
797/21 


14 12 
apl. 
798/1 


14 12 
apl. 
798/2 


*) 351 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 

— Baumaßnahmen an der Linsingen-Kaseme in Hameln — ^ 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/10. 

*) 94 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stalionierungstruppen 

— Baumaßnahmen an der Scharnhorst-Kaserne in Hameln — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/10. 

*) 84 000, — Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 
— Umbauarbeiten in der britischen Garnison in Fallingbostel 
(Campell-Barracks) — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

) 201 000, Ersatzbaumaßnahmen für britische Stationierungstruppen 
— Ersatzbau von Wohnungen für Freimachung der Marine- 
stabskaserne in Sengwarden; 1 Offz.- und 3 Uffz.-Woh- 
i nungen in Hamm (Westf.) — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/1. 

’j 470 750, — Ersatzbaumaß nahmen für britische Stationierungstruppen 

— Bau von 10 Wohnungen in Jever — 

Siehe Begründung zu Tit. 797/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/14. 

*) 145 000, — Ersatzbaumaßnahmen für amerikanische Stationierungs- 

truppen — Instandsetzung der Schoch-Kaserne in Landshut — 

Ein Aufschieben der Ersatzbaumaßnahmen für die amerika- 
nischen Stationierungstruppen bis zur Veranschlagung im 
Haushaltsplan 1958 ist nicht möglich, da die von den Sta- 
tionierungstruppen frei zu machenden Anlagen dringend für 
die Unterbringung der Bundeswehr benötigt werden. 

Die entstehenden Ausgaben sind daher unabweisbar. Für 
die Baumaßnahme besteht ein unvorhergesehenes Bedürfnis. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/7. 

*) 474 000, — Ersatzbaumaßnahmen für amerikanische Stationierungs- 
truppen — Zubauten zu dem von den US-Streitkräften zu 
übernehmenden Teil des ehemaligen Marinelazaretts in 
Bremerhaven — 

Siehe Begründung zu Tit. 798/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 713/7. 
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*) 400 000, — Ersatzbaumaßnahmen für amerikanische Stationierungs- 
j truppen — Baumaßnahmen in der Ingenieurschule in 
I Murnau — 


Siehe Begründung zu Tit. 798/1. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 714/12. 


*) 500 000,— 


Mietvorauszahlungen für künftige Rechnungsjahre 

Da die kurzfristige Breitstellung geeigneter Diensträume 
für die Mil. -Geo. -Dienststelle und das Wehrmedizinalamt 
durch Neubauten wegen des allgemeinen Bauverbots für 
Bundesministerien im Raume Bonn und aus dem allgemei- 
nen Mietangebot nicht möglich ist, konnten die hier vor- 
liegenden einmaligen Mietangebote, die von Mietvoraus- 
zahlungen abhängig gemacht werden, nicht ausgeschlagen 
werden, ohne die Arbeiten der beiden Dienststellen in 
Frage zu stellen. 

Die entstehenden Ausgaben sind daher unvorhersehbar und 
unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 206, 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


25 01 
107 


48 800,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


25 01 25 000,— 

215 b (voller Haus- 

haltsansatz) 


30 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfegrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. 

Die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe ist daher un- 
abweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten innerhalb des Einzelplans 25. 

24 000,— Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Die Mehrausgabe entsteht durch Reisen von Angehörigen 
des Bundesmdnisteriums für Wohnungsbau nach USA. Die 
Dienstreisen sind dringend erforderlich, um den für den 
baulichen Luftschutz Verantwortlichen Gelegenheit zu ge- 
ben, sich von den Ergebnissen der praktischen Erprobung 
von Schutzraumbauten in Nevada/USA an Ort und Stelle 
einen persönlichen Eindruck zu verschaffen. Zu diesem 
Zweck müssen sowohl vor wie auch nach Versuchen (Explo- 
sion einer X-Bombe) zwei Angehörige des Bundesministe- 
riums für Wohnungsbau nach Las Vagas/USA fliegen. 

Außer den Ortsbesichtigungen sind eine Reihe von wichti- 
gen Besprechungen mit zivilen und militärischen Stellen der 
Vereinigten Staaten notwendig, die für die Gewinnung von 
Erkenntnissen auf dem Gebiet des baulichen Luftschutzes 
von äußerster Wichtigkeit sind. 

Die Ausgaben sind unvermeidbar. Die Kosten konnten 
weder vorausgesehe^ werden noch lassen sie sich hinaus- 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau 


25 02 800 000 — 

950 (voller Haus- 

haltsansatz) 


schieben. Es ist sichergestellt, daß die Reisen nach dem 
Grundsatz äußerster Sparsamkeit und unter weitmöglichster 
Beschränkung der Dauer und Teilnehmerzahl durchgeführt 
werden. Für die Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
besteht ein unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 04 Tit. 575 b). 


500 000,— 


Zuschuß zu den Kosten der Internationalen Bauausstellung 
1957 in Berlin 


Die Einnahmen der Interbau-Ausstellung einschließlich der 
bisherigen Zuschüsse des Bundes (2 000 000 DM) und des 
Landes Berlin (2 500 000 DM) werden die Kosten der Aus- 
stellung nicht decken. Wahrscheinlich wird ein Fehlbetrag 
von 1 000 000 DM entstehen. Die Stadt Berlin hat gebeten, 
zur Deckung dieses Fehlbetrages einen weiteren Bundes- 
zuschuß von 500 000 DM zu bewilligen. An der ordnungs- 
mäßigen Durchführung und finanziellen Abwicklung der 
Ausstellung besteht ein erhebliches Bundesinteresse. Bei der 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für 1957 war nicht 
vorauszusehen, daß der in Aussicht genommene Bundeszu- 
schuß nicht ausreichen würde. Die vorgesehene überplan- 
mäßige Haushaltsausgabe ist deshalb unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 04 Tit. 575 b). 


Einzelplan 27 — Biindesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 
107 


40 04 
304 


50 700,— 

35 000,— 

(voller Haus- 


haltsansatz) 

Einzelplan 40 — 

3 000 000,— 
(voller Haus- 

4 725 000,— ! 

haltsansatz) 



Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. 

Die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe ist daher unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


Beiträge zu den Passagekosten hilfsbedürftiger Auswan- 
derer, die mit finanzieller Unterstützung des Zwischenstaat- 
lichen Komitees für Europäische Auswanderung (ICEM) 
nach Übersee befördert werden 


Auf Grund des bis zum 31. Dezember 1956 befristeten USA- 
Flüchtlingshilfegesetzes von 1953 wurden von den USA- 
Behörden im letzten Jahre der Geltungsdauer dieses Ge- 
setzes in besonders starkem Umfange Auswanderer aufge- 
nommen. Die im Rechnungsjahr 1956 unter diesem Gesetz 
durchgeführten Auswanderertransporte umfaßten 28 589 Per- 
sonen gegenüber 9529 Personen im Rechnungsjahr 1955. Die 
Zahlungsverpflichtung der Bundesregierung gegenüber 
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noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

! ICEM stieg deshalb im Rechnungsjahr 1956 auf 9 765 000 DM 
; an. Aus Mitteln des Bundeshaushalts 1956 sind an ICEM 
! bereits 5 040 000 DM gezahlt worden. Es steht somit noch 
die Zahlung von 4 725 000 DM aus. Der im Rechnungsjahr 
I 1957 veranschlagte Haushaltsansatz von 3 000 000 DM wird 
I als Beitrag zu den Passagekosten des laufenden Rechnungs- 
I jahres voll benötigt und kann zur Deckung der Zahlungs- 
I Verpflichtung aus dem Rechnungsjahr 1956 nicht herangezo- 
I gen werden. Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar und 
war nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
; seiner 3. Sitzung am 13. Dezember 1957 von der überplan- 
I mäßigen Bewiligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
! ken erhoben. 

I Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
apl. 542 


’) 200 000 000 — 


! 

I 


Darlehen an die Einfuhr- und Vorratsstelle zur Senkung der 
Finanzierungskosten für die Lebens- und Futtermittelbevor- 
ratung 

^ Im August/Septeniber 1956 waren zunächst bis Ende Februar 
’ 1957, dann verlängert bis zum 1. Oktober 1957, mit Zustim- 
mung der ehern. Bank deutscher Länder (jetzt Deutsche Bun- 
I desbank) bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank (LRB) 
200 000 000 DM Bundeskassenmittel zinsfrei mit der Auflage 
! eingelegt worden, den Einfuhr- und Vorratsstellen zinsfreie 
Darlehen zu gewähren. Durch diese Maßnahme sollten die 
I Finanzierungskosten für die Lebens- und Futtermittelbevor- 
I ratung im Rahmen der Kosten der Vorratshaltung bei Kap. 
j 10 02 Tit. 620 um jährlich etwa 12 000 000 DM gesenkt wer- 
den. Der im 2. Halbjahr des Rechnungsjahres 1957 einge- 
tretene unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf 
bei Kap. 10 02 Tit. 620 bedingte im Zusammenhang mit der 
angespannten Haushaltslage eine Verlängerung dieser Ein- 
! läge über den 6. Oktober 1957 hinaus, damit der für die 
I Finanzierungskosten ab 7. Oktober 1957 veranschlagte Be- 
: trag von etwa 6 000 000 DM für andere Kosten der Vorrats- 
’ haltung freigestellt würde. Die Verlängerung wurde jedoch 
von der Deutschen Bundesbank aus währungs- und kredit- 
politischen Gründen abgelehnt, so daß es erforderlich war, 
den Einfuhr- und Vorratsstellen unmittelbar auf Sonder- 
konten bei der Deutschen Bundesbank zinsfreie Darlehen 
in gleicher Höhe zunächst bis zum 15. März 1958 zur Ver- 
, fügung zu stellen. Die Ausgabe war unvorhergesehen und 
unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken dagegen erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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60 02 


noch Einzelplan 60 

1 *) 70 000 000 — 

— Allgemeine Finanzverwaltung — 

Darlehen an den Gesamtverband der landwirtschaftlichen 


apl. 551 


Alterskassen in Kassel 


Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juni 


1957 (BGBl. I S. 1063) bestimmt, daß die Vorschriften über 
die Aufbringung der Mittel und die Zahlung des Alters- 
geldes gleichzeitig am 1. Oktober 1957 in Kraft treten. 


Die landwirtschaftlichen Alterskassen verfügen in den ersten 
Monaten wegen der notwendigen organisatorischen und 
technischen Vorbereitungen des Beitragseinzuges noch nicht 
über ausreichende Mittel, um die Auszahlung des Alters- 
geldes sicherzustellen. Als Liquiditätshilfe gewährt daher 
der Bund dem Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen auf Grund des mit ihm am 25. Oktober 1957 
abgeschlossenen Darlehensvertrages in den Monaten Okto- 
ber 1957 bis März 1958 ein Darlehen in Höhe des nach 
Abzug der eingegangenen Beiträge noch benötigten Bedarfs, 
höchstens jedoch bis zum Gesamtbeträge von 70 000 000 DM. 
Die Darlehensbeträge sind nach Ablauf von jeweils 12 Mo- 
naten mit 3 V. H. jährlich zu verzinsen; der Zinssatz erhöht 
sich auf den jeweiligen Wechseldiskontsatz der Bundes- 
notenbank für den Zeitraum, in dem der Bund wegen Er- 
schöpfung seiner Kassenguthaben Kredite aufnehmen muß. 
Die Mittel sind vorerst bis zum 31, März 1958 bewilligt. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 4. Sitzung am 16. Januar 1958 von der außerplanmä- 
ßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
dagegen erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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